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1. Vorbemerkung 

Das Bundesgesetz zur Erhöhung und Beschleunigung des Ausbaus von Windenergieanlagen an Land (Wind-an-

Land-Gesetz) hat zum Ziel, die Bereitstellung der für den Windenergieausbau an Land notwendigen Flächen si-

cherzustellen. Hierdurch soll der Ausbau erleichtert und beschleunigt werden. In einem Windenergieflächenbe-

darfsgesetz (WindBG) werden den Bundesländern erstmals verbindliche Flächenziele (Flächenbeitragswerte) vor-

gegeben, die für die Windenergie an Land auszuweisen sind. Neue Sonderregelungen für die Windenergie an Land 

im Baugesetzbuch (BauGB) integrieren diese Flächenziele in das Planungsrecht und vereinfachen die Planungs-

verfahren zur Ausweisung von Windenergiegebieten.  

Das am 1. Februar 2023 in Kraft getretene Windenergieflächenbedarfsgesetz des Bundes gibt für das Land Bran-

denburg die Ausweisung von mindestens 1,8 Prozent der Landesfläche bis Ende 2027 und von mindestens 2,2 

Prozent bis Ende 2032 vor. Im neuen Brandenburgischen Flächenzielgesetz, welches am 03.03.2023 in Kraft trat, 

wurden diese Zielwerte übernommen und die Regionalen Planungsgemeinschaften mit der Umsetzung beauftragt. 

Darüber hinaus erfolgte über eine Richtlinie eine Umsteuerung der Regionalplanung. Nach dem Prinzip der „Aus-

schlussplanung“ durften Windenergieanlagen bisher ausschließlich innerhalb von so genannten „Eignungsgebie-

ten“ geplant und gebaut werden. Das Flächenangebot für die Windenergienutzung wurde also durch die Regional-

planung begrenzt. Mit der Einführung der „Angebotsplanung“ erhält die Windenergienutzung in „Vorranggebieten“ 

nun Priorität vor anderen Nutzungen. Der BWE LV BB und der LEE BB hatten bereits im Rahmen der parlamenta-

rischen Befassung zum Brandenburgischen Flächenzielgesetz umfänglich mündlich wie auch schriftlich Stellung 

genommen. Die Verpflichtung der Länder zur Ausweisung von Flächen für die Windenergienutzung an Land ist ein 

großer Schritt in Richtung beschleunigter Ausbau der Windenergie. Zudem begrüßen wir ausdrücklich, dass die 

Regionalen Planungsgemeinschaften nunmehr schnell und umfänglich ihre Regionalpläne bzw. Teilregionalpläne 

aktualisieren.  

Das Land Brandenburg hat sich im Koalitionsvertrag, in der Energiestrategie 2040 sowie im Klimaplan zur Errei-

chung ambitionierter und notwendiger Klima- und Energieziele verpflichtet. Dafür ist eine innovative, rechtssichere 

und unterstützende Regionalplanung notwendig.  

Mit diesem sinnvollen und schlüssig aufeinander aufbauenden Vorgehen des Landes Brandenburg ist die unmit-

telbare Umstellung auf die Anwendung der geänderten Rechtslage erfolgt. Die fortlaufende Umsetzung der neuen 

Zielvorgaben wurde realisiert, indem im vorliegenden Entwurf das Flächen-Zwischenziel von 1,8 Prozent für das 

Zieljahr 2027 (Brandenburgischen Flächenzielgesetz seit 03.03.2023 in Kraft) in das vorliegende Beteiligungsver-

fahren gebracht worden ist.  

Der Bundesgesetzgeber unterstützt die Initiativen ausdrücklich, davon zeugt die umfassende Reform des Pla-

nungs- und Genehmigungsrechts, welche kürzlich erfolgreich das parlamentarische Verfahren passierte. Im Kern 

betrifft sie die Umsetzung der Erneuerbare-Energien-Richtlinie III („RED III“) in deutsches Recht. Den am 10. Juli 

2025 vom Bundestag angenommenen Gesetzesentwürfen (BT-Drucksachen 21/568 und 21/797) hat der Bundes-

rat am 11. Juli 2025 zugestimmt (konsolidierte Gesetzesfassung BRDrs. 329-25).  

Die beschlossenen Änderungen werden die Entwicklung der Windenergie in Deutschland nachhaltig prägen. Mit 

der Umsetzung der RED III in nationales Recht sollen dauerhaft die Voraussetzungen für einen beschleunigten 

Ausbau der Erneuerbaren Energien geschaffen werden. 
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2. Hinweise und Anregungen des BWE LV BB und LEE BB 

Wir begrüßen, 

➢ dass die Regionale Planungsgemeinschaft Oderland-Spree nunmehr einen zweiten Entwurf für einen 

sachlichen Teilregionalplan „Erneuerbare Energien“ vorgelegt hat. 

➢ dass der sachliche Teilregionalplan „Erneuerbare Energien“ einen ausreichenden „Flächen-Puffer“ von 

2,16 Prozent ausweist.  

➢ ausdrücklich die Ausführungen zur Rotor-Out-Planung sowie die deutliche Ablehnung von möglichen Hö-

henbeschränkungen für Windenergieanlagen in Bauleitplänen, da sie die Ausnutzbarkeit der künftigen 

Vorranggebiete sicherstellen. 

➢ dass mit der Referenz-Windenergieanlage eine aktuelle Windenergieanlage herangezogen wurde. 

 

Wir kritisieren,  

➢ dass der vorgelegte 2. Entwurf des sachlichen Teilregionalplanes „Erneuerbare Energien“ eine mehrstu-

fige Planung für die Windenergienutzung anstrebt und damit lediglich das Flächen-Zwischenziel von 1,8 

Prozent ausweist. Wir bedauern es sehr, dass die Regional Planungsgemeinschaft die Gelegenheit nicht 

ergriffen und bereits in diesem Entwurf 2,2 Prozent ausgewiesen hat – vor allem, da der aktuelle Entwurf 

bereits 2,16 Prozent an Potenzialfläche enthält.  

➢ dass Flächen, auf denen die bauplanungsrechtliche Zulässigkeit der Errichtung von Windenergieanlagen 

nach § 9 Abs. 1a BImSchG rechtswirksam festgestellt worden ist, nicht in der Flächenkulisse des 2. Ent-

wurfes berücksichtigt worden sind.  

➢ Wir verstehen die Intention der Vermeidung der Umfassung von Ortslagen. Allerdings möchten wir darauf 

hinweisen, dass das 180° Kriterium auf der Ebene der Regionalplanung ungeeignet ist, um die optische 

Bedrängnis durch Umfassung mit Windenergieanlagen feststellen zu können. Verwiesen sei hier auf das 

Urteil des OVG Münster vom 09.08.2006 (8 A 3726/05), bestätigt durch BVerwG, Beschl. v. 11.12.2006 

wonach die optische Bedrängnis nur durch eine umfassende Untersuchung des Einzelfalls bewertet wer-

den kann. Dies kann aber nicht auf regionalplanerischer Ebene (Maßstab 1:100.000) geschehen. 

➢ den Umgang mit naturschutzrechtlichen Aspekten, insbesondere mit dem Artenschutz, da dieser in der 

bisherigen Planung deutlich zu restriktiv ist. Es wird ohne rechtliche oder sachliche Rechtfertigung eine 

große Fläche aus abwägungszugänglichen Gründen des Natur- und Artenschutzes zu Unrecht pauschal 

dem Ausschlussraum zugeordnet.  

➢ dass Positive Vorbescheide nach § 9 Abs. 1a BImSchG zur planungsrechtlichen Zulässigkeit von WEA 

bei der Ausweisung von Vorranggebieten nicht beachtet wurden, hätten aber mindestens in einer Einzel-

fallabwägung aufgrund der planungsrechtlichen Zulässigkeit auf Integrationsfähigkeit in die Flächenku-

lisse des Regionalplans überprüft werden müssen.  

➢ die Festlegung auf Mindestabstände aus Schallgründen, da dies nicht sinnvoll ist. Die erlaubten Richtwerte 

in verschiedenen Wohngebieten sind von der TA Lärm vorgegeben und müssen zwingen von allen Be-

treibern eingehalten werden. Dadurch ist der Anwohnerschutz sichergestellt. 

➢ dass die Regionale Planungsgemeinschaft mit dem Bestreben zur Steuerung des Ausbaus der Solarener-

gie umfassend in die kommunale Planungshoheit eingreift. Die Planträgerin verfolgt in dem Grundsatz G 

1 die Zielsetzung den Ausbau der Photovoltaik-Freiflächenanlagen mit Hilfe eines Kriteriengerüstes zu 

steuern. Dieses Begehren hat der Landtag bereits 2023 (Drucksache 7/7424) abgelehnt. Der Gesetzgeber 
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hat in seiner Begründung deutlich gemacht, die Gemeinden haben im Bereich der Freiflächen-Photovoltaik 

uneingeschränktes Planungsrecht.  

 

Wir regen an: 

➢ Nach § 2 EEG 2023 liegt die Errichtung und der Betrieb von Anlagen zur Erzeugung Erneuerbaren Ener-

gien sowie den dazugehörigen Nebenanlagen im überragenden öffentlichen Interesse und dienen der 

öffentlichen Sicherheit. Bis zur Treibhausgasneutralität sollen deshalb die Erneuerbaren Energien als vor-

rangiger Belang in die jeweils durchzuführenden Schutzgüterabwägungen – auch auf der Ebene der Re-

gionalplanung – eingebracht werden. Dementsprechend sollen die Erneuerbaren Energien im Rahmen 

von Abwägungsentscheidungen nur in Ausnahmefällen überwunden werden (vgl. die Gesetzesbegrün-

dung, BT-Drs. 20/1630, S. 159). Diese Gewichtungsvorgabe gilt auch für die raumordnerische Abwägung 

im Sinne von § 7 Abs. 2 ROG – an ihr muss sich die Planträgerin messen lassen. 

➢ Ein Vorranggebiet ist gemäß den gesetzlichen Vorgaben in § 7 Abs. 3 Nr. 1 ROG für bestimmte raumbe-

deutsame Funktionen oder Nutzungen vorgesehen - andere raumbedeutsame Funktionen oder Nutzun-

gen sind ausgeschlossen, soweit diese mit den vorrangigen Funktionen oder Nutzungen nicht vereinbar 

sind. Damit ist das Vorranggebiet das stringenteste raumordnerische Instrument zur Sicherung bestimmter 

raumbezogener Nutzungen oder Funktionen. Gerade mit Blick auf § 2 EEG 2023 muss sichergestellt sein, 

dass die ausgewiesenen Vorranggebietsflächen derart bemessen sind, dass sich die Windenergie in ihnen 

selbst auf einer hinreichend großen Fläche durchsetzen kann. 

➢ Im Sinne einer systemgerechten und widerspruchsfreien Planung mit Blick auf das 2,2 Prozent-Ziel des 

Jahres 2032 ist es entscheidend, dass die Kriterien zur Ausweisung der Vorranggebiete auch der künfti-

gen Planung „Luft zum Atmen“ lassen und nicht zu restriktiv gestaltet werden.  

➢ Ein Windpark mit drei Windenergieanlagen benötigt - unter der geltenden Bedingung von „Rotor out“ – je 

nach räumlicher Ausformung ca. 20 ha. Wir begrüßen die Reduzierung der Mindestgröße für Vorrangge-

biete auf 32 ha. Verweise jedoch auch darauf, dass auch die Mindestgröße weiterhin weit über der durch-

schnittlichen Größe ausgewiesen wird. Wir empfehlen hier eine weitere Anpassung.  

➢ Es werden die rechtlichen Vorgaben und Möglichkeiten der Realisierung von Windenergieanlagen, insbe-

sondere mit Blick auf die neuen Vorschriften des § 45b BNatSchG und § 45c BNatSchG nicht hinreichend 

erkannt. Es werden Flächen von der Festlegung als Vorranggebiete für die Windenergienutzung ausge-

nommen, für die nach neuem Recht dafür überhaupt keine Grundlage besteht, weil durch nachgeordnete 

Untersuchung und ggf. Schutzmaßnahmen die Genehmigungsfähigkeiten von Windenergieanlagen er-

reicht wird. Wir regen eine unterstützende Anwendung der gesetzlichen Möglichkeiten an. 

➢ dass die Regionale Planungsgemeinschaft auf die überregionale Steuerung der Solarenergie unter Be-

rücksichtigung des rechtsstaatlichen Prinzips der kommunalen Selbstverwaltung bzw. der kommunalen 

Planungshoheit verzichtet. 
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3. Gesetzespaket zur RED III-Umsetzung und weiteren Änderungen 

Mit der Umsetzung der novellierten EU-Erneuerbaren-Richtlinie (RED III) in nationales Recht hat der Bundesge-

setzgeber die Rahmenbedingungen für den Ausbau der erneuerbaren Energien deutlich verbessert. Die Richtlinie 

verankert unter anderem verbindliche Ausbauziele, Priorisierungen und Beschleunigungsmaßnahmen, die nun 

auch in Deutschland greifen. Die Auswirkungen sind tiefgreifend – insbesondere für die Regionalplanung und Ge-

nehmigungsbehörden. 

 

3.1 Erneuerbare als öffentliches Interesse – neue Priorität in der Abwägung 

Künftig gilt: Der Ausbau erneuerbarer Energien liegt weiterhin im überragenden öffentlichen Interesse und dient 

der öffentlichen Sicherheit. Damit wird die Energiewende rechtlich gestärkt und muss in allen Planungs- und Ge-

nehmigungsverfahren entsprechend gewichtet werden.  

 

3.2 Beschleunigungsgebiete als Planungsauftrag 

Ein zentraler Baustein der RED III-Umsetzung ist die Definition sogenannter Beschleunigungsgebiete. Diese müs-

sen durch die Raumordnung identifiziert und planungsrechtlich gesichert werden. Innerhalb dieser Gebiete gelten 

vereinfachte Genehmigungsverfahren, verkürzte Fristen und teilweise Genehmigungsfiktionen. Das erhöht den die 

Möglichkeiten zur Planungs- und Genehmigungsbeschleunigung und die Notwendigkeit zeitnah geeignete Vor-

rang- und Eignungsflächen auszuweisen, die sowohl raumverträglich als auch realisierungsfähig sind. 

 

3.3 Planungssicherheit und Koordinierungsaufwand 

Gleichzeitig steigen die Anforderungen an die Koordinierung mit anderen Planungsebenen (Landesplanung, kom-

munale Bauleitplanung), an die Berücksichtigung von Umwelt- und Naturschutzbelangen und an die transparente 

Beteiligung der Öffentlichkeit. Die RED III sieht zwar Verfahrenserleichterungen vor, entbindet die Planung aber 

nicht von der Pflicht zur sorgfältigen Abwägung. Besonders wichtig wird daher ein proaktives Flächenmanagement: 

Die Identifikation, Bewertung und planungsrechtliche Sicherung geeigneter Flächen müssen schneller und strin-

genter erfolgen als bisher. 

Die RED III-Umsetzung ist ein Weckruf für die Raumordnung: Die Regionalplanung wird künftig zur zentralen Steu-

erungsebene für den EE-Ausbau. Sie muss die politischen Ziele der Energiewende in planerische Realität über-

setzen – pragmatisch, rechtssicher, zügig und digital. Der Beschluss des Bundes setzt damit nicht nur ein wichtiges 

energiepolitisches Signal, sondern auch einen klaren Auftrag an die Planungs- und Genehmigungsstrukturen in 

den Ländern und Regionen. 
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4. Im Einzelnen zum Entwurf des sachlichen Teilregionalplans „Erneuerbare 

Energien“ der Region Oderland-Spree 

Der Gesetzgeber hat dem Ausbau der Erneuerbaren Energien eine besondere Bedeutung zugeordnet und diese 

im § 2 EEG 2023 unterstrichen, in dem nach dieser Vorschrift die Errichtung und der Betrieb von Anlagen sowie 

den dazugehörigen Nebenanlagen im überragenden öffentlichen Interesse liegt und der öffentlichen Sicher-

heit dient. 

Bis die Stromerzeugung im Bundesgebiet nahezu treibhausgasneutral ist, sollen deshalb die Erneuerbaren Ener-

gien als vorrangiger Belang in die jeweils durchzuführenden Schutzgüterabwägungen – auch auf der Ebene der 

Regionalplanung – eingebracht werden. 

Konkret bedeutet dies, dass die Erneuerbaren Energien damit derzeit im Rahmen von Abwägungsentscheidungen 

z. B. gegenüber seismologischen Stationen, Radaranlagen, Wasserschutzgebieten, dem Landschaftsbild, Denk-

malschutz oder im Forst-, Immissionsschutz-, Naturschutz-, Bau- oder Straßenrecht nur in Ausnahmefällen über-

wunden werden sollen (vgl. die Gesetzesbegründung, BT-Drs. 20/1630, S. 159). 

Diese Gewichtungsvorgabe gilt auch für die raumordnerische Abwägung im Sinne von § 7 Abs. 2 ROG – an ihr 

muss sich der Plangeber messen lassen. Die Regionale Planungsgemeinschaft Oderland-Spree hat diesen um-

fänglich entsprochen und eine potenzielle Fläche von 2,16 Prozent ausgewiesen.  

 

4.1 Regelung zu Höhenbeschränkungen in Bauleitplänen wird begrüßt 

Die Planträgerin unterstreicht deutlich, Höhenbeschränkungen sind grundsätzlich auszuschließen. Diese Positio-

nierung begrüßen und unterstützen wir ausdrücklich, da sie die Ausnutzbarkeit der künftigen Vorranggebiete si-

cherstellen. 

Eine Höhenbegrenzung würde nicht nur, wie bereits der Entwurf des Sachlichen Teilregionalplans zutreffender-

weise feststellt, gegen das Ziel 1 des Sachlichen Teilregionalplans verstoßen und die Erreichung des Flächenaus-

bauziels gefährden, sondern auch eine weitere Entwicklung des Windenergieausbaus in den dafür vorgesehenen 

Gebieten und die Modernisierung der einzelnen Windenergieanlagen verhindern oder zumindest deutlich erschwe-

ren.  

 

4.2 NK 02 – NK 05 Erweiterte Vorsorgeabstände 

Für die Beurteilung der aus immissionsschutzrechtlichen Gründen erforderlichen Mindestabständen zwischen 

WEA und Siedlungsgebieten hat die Planträgerin die Akustik Bureau Dresden GmbH beauftragt unter Anwen-

dung der Parameter der Referenzanlage modellhafte Schallausbreitungsberechnungen auszuführen.  

Das Verfahren, welches durch die Planträgerin mit der Beauftragung des Akustikbüros, angestrebt wurde, läuft 

jedoch Gefahr, die Thematik deutlich zu vereinfacht (Annahme eines Parks mit 3 Anlagen und entweder OM0 

oder ein 98dB Mode). Insbesondere kann der Schlussfolgerung durch die Planträgerin nicht gefolgt werden. 

1.100m Abstand zur Wohnbebauung ergeben sich aus einer Berechnung für alle 3 Anlagen im OM0. Aber: 

1. Es ist ausdrücklich darauf hinzuweisen, dass es von allen Herstellern schallreduzierte Modi die deutlich 

weniger Schallleistungspegel gibt. 

2. Die Berechnung ist für einen Beispielpark mit 3 Anlagen von einem Hersteller und Typ und einem Lay-

out. In der Realität kann das Layout angepasst werden, die Anzahl Anlagen, der Anlagentyp, der Her-

steller etc. 
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Mindestabstände aus Schallgründen festzulegen ist nicht sinnvoll. Die erlaubten Richtwerte in verschiedenen 

Wohngebieten sind von der TA Lärm vorgegeben und müssen zwingen von allen Betreibern eingehalten werden. 

Dadurch ist der Anwohnerschutz sichergestellt. 

 

4.3 NK 03 Erweiterter Vorsorgeabstand von 800 m zu Wohngebäuden in Bereichen nach § 30 

und § 34 BauGB bei kommunalen Bauleitplänen zur Windenergienutzung 

Wir begrüßen, dass bei rechtskräftigen B-Plänen für WEA innerhalb von 1.000m der Abstand zum Innenbereich 

auf 800m reduziert wird. Die Verträglichkeit der WEA wurde bereits im Aufstellungsverfahren nachgewiesen und 

durch die Festsetzung von Art und Maß der baulichen Nutzung fixiert. 

 

4.4 NK 19 Linienförmige Infrastruktur mit Anbauverbotszone 

An dieser Stelle ist nicht nachzuvollziehen, wieso für den Gesamtkorridor statt mit der zuvor durch den Plangeber 

definierten Referenz-WEA mit einer V150 argumentiert wird. Aufgrund der unterschiedlichen Rotorgröße werden 

beispielsweise pro km Straßenraum etwa 2,2 Hektar als Vorranggebiet ausgewiesen, die mit der Referenz-WEA 

nicht vollständig bebaubar sind. 

 

4.5 EK 03 Artenschutzrechtliche Belange 

Die bisherige Planung verkennt die rechtlichen Vorgaben und Möglichkeiten der Realisierung von Windenergiean-

lagen, insbesondere mit Blick auf die neuen Vorschriften des § 45b BNatSchG und § 45c BNatSchG. Sie nimmt 

Flächen von der Festlegung als Vorranggebiete für die Windenergienutzung aus, für die nach neuem Recht dafür 

überhaupt keine Grundlage besteht. In § 45 b Abs. 3 Nr. 1 und 2 ist klar geregelt, dass für den zentralen Prüfbereich 

eine signifikante Risikoerhöhung auf der Grundlage einer Habitatpotenzialanalyse oder einer auf Verlangen des 

Trägers des Vorhabens durchgeführten Raumnutzungsanalyse widerlegt werden kann oder die signifikante Risi-

koerhöhung durch fachlich anerkannte Schutzmaßnahmen hinreichend gemindert werden kann; so dass für die 

betreffende Art in der Regel davon auszugehen ist, dass die Risikoerhöhung hinreichend gemindert wird. Das ist 

in der obergerichtlichen Rechtsprechung entsprechend anerkannt (OVG Nordrhein-Westfalen 22 A 1184/18 –, ju-

ris). Der obergerichtlichen Rechtsprechung folgend ist davon auszugehen, dass es dem Vorhabenträger gelingt, 

im Rahmen eines immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens hinreichende Verminderungsmaßnah-

men aufzuzeigen oder gar eine Habitatpotenzialanalyse bzw. Raumnutzungsanalyse die signifikante Risikoerhö-

hung widerlegen kann. Der pauschale Ausschluss dieser Flächen ist nicht im Sinne des Bundesgesetzgebers. 

Darüber hinaus ist es nicht geboten, einen Prozess von so großer Dynamik und Wechselhaftigkeit wie die Horst-

besiedlung im Naturraum an einem Zeitpunkt „einzufrieren“ und sodann zur Grundlage für eine mehrere Jahre 

gültige Planung zu machen. 

 

4.6 EK 19 Mindestgröße von Vorranggebieten Windenergienutzung (32 ha) 

Wir möchten an dieser Stelle hinweisen, dass gerade das Kriteriums der Mindestgröße ein erhebliches Potenzial 

für die Ausweisung von kleineren, lokal gut akzeptierten Gebieten bietet. Ein Windpark mit drei WEA benötigt - 

unter der geltenden Bedingung von „Rotor out“ – je nach räumlicher Ausformung nicht mehr als 20ha. Das Kriterium 

der Mindestgröße von 32ha ist - obwohl es bereits von 100ha reduziert wurde - weiterhin unnötig groß und sollte 

korrigiert werden. Wir sind gerne bereit, Ihnen dies anhand modellhafter Darstellungen zu erläutern.  
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4.7 G 1, Kriteriengerüst zur raumverträglichen Steuerung des Photovoltaik-Flächenausbaus 

über kommunale Bauleitplanung 

Die kommunale Selbstverwaltung ist bundesverfassungsrechtlich über Art. 28 Abs. 2 GG garantiert und auf Lan-

desebene in der Brandenburgischen Kommunalverfassung (BbgKVerf § 2) normiert. Demnach verfügen die Bran-

denburgischen Kommunen über umfangreiche Selbstverwaltungshoheiten. Diese umfassen die Gebietshoheit, die 

Organisations- und Personalhoheit, die Satzungshoheit, die Planungshoheit, die Finanzhoheit und die Kulturhoheit.  

Die Regionale Planungsgemeinschaft Oderland-Spree äußert in seinem aktuellen 2. Entwurf des Teilregionalplans 

„Erneuerbare Energien“ erneut das Begehren den Ausbau der Solarenergie überregional und damit im deutlichen 

Widerspruch zu den Prinzipien der kommunalen Selbstverwaltung steuern zu wollen. Ein einmaliger Vorgang in 

Brandenburg, dem sich keine weitere Regionale Planungsgemeinschaft anschließt.  

Das Begehren ist bereits bekannt und wurde im Jahr 2023 prominent im Brandenburgischen Landtag debattiert 

und mit den Stimmen der Regierungsfraktionen aus vorangestellten Gründen abgelehnt. Der LEE Berlin Branden-

burg folgt diesem Votum des Landtages und begründet dies ergänzend wie folgt: 

Aus der positiven Ausbaudynamik von Freiflächen-Photovoltaikanlagen (FF-PVA) leitet die Regionale Planungs-

gemeinschaft Oderland-Spree ein Steuerungserfordernis ab, Nutzungskonflikte zu minimieren und möchte die Ent-

wicklung von FF-PVA deutlich einschränken. Dabei ignoriert sie das Erfordernis einer Flächenbereitstellung für FF-

PVA, als überragenden Belang von öffentlichem Interesse, der sich aus dem §2 EEG, den Ausbauzielen der Bran-

denburgischen Energiestrategie 2040 und dem Brandenburger Klimaplan als Auftrag ableitet. Sie beachtet auch 

nicht, dass Brandenburg 20 Jahre brauchte um 4,5 GW PVA-Leistung zu installieren. Die Ausbaudynamik der 

letzten Jahre brachte den Photovoltaik Ausbau 2025 auf knapp 8 GW installierte Leistung. Der Ausbaupfad bis 

2030 liegt bei 18 GW und bis 2040 bei 33 GW. Im Jahr 2024 betrug die insgesamt zugebaute PVA-Leistung rund 

1,35 GW, davon entfiel rund 1 GW auf die Freiflächenphotovoltaik. Nur eine von 100 Anlagen in Brandenburg ist 

eine Freiflächenanlage. Um das Photovoltaikziel 2030 in nur 5 Jahren zu erreichen, müssen jährlich rund 2 GW 

zugebaut werden. (Energieportal Brandenburg 09.07.2024) 

Der Regionalplanentwurf setzt sich nicht hinreichend mit dem Flächenbedarf der Freiflächenphotovoltaik auseinan-

der. Ebenso vermisst man ein überörtliches schlüssiges Planungskonzept, das Nutzungskonflikte fachlich auszu-

gleichen sucht. Stattdessen wird mit einem Kriterienkatalog den kommunalen Planungsträgern ein unnötiger dop-

pelter Abwägungsaufwand geschaffen, welcher keine positive Lenkungswirkung hat, Personalkapazitäten bindet 

und unnötig den bürokratischen Aufwand erhöht. 

Im Einzelnen: 

Der Grundsatz (G 1) zwingt die Träger der Bauplanung zur aufwendigen Abwägung des „Kriteriengerüsts für PV-

FFA“. Je umfangreicher die Kriterien desto überbordender ist der damit verbundene Abwägungsaufwand in dem 

mehrstufigen Bauleitverfahren auf Seiten der Kommunen und Landkreise. Die Anfälligkeit für Abwägungsfehler 

steigt damit erheblich. Die Kommunen planen im Spannungsfeld zwischen Akzeptanz und Zulässigkeit der Bau-

vorhaben. Dabei ist die Raumverträglichkeit aufgrund der Nähe des Planungsträgers ohnehin im Fokus der kriti-

schen Auseinandersetzung mit den Planungsvorhaben. 

Die Planträgerin betont, dass es einheitlicher Kriterien bedarf und begründet dies u.a. mit der auftretenden Flä-

chenkonkurrenz, die es gilt aufzulösen und zu steuern. Die Gebietskulisse im Plangebiet ist jedoch nicht homogen. 

Vereinheitlichte Kriterien bilden die realen Gegebenheiten nicht ausreichend ab, um sie für hochwertige Land-

schaftsplanung heranzuziehen. 

Die positive Ausbaudynamik der FF-PV darf nicht zum Planungsanlass genommen werden, um den Ausbau der 

Photovoltaik durch ein Kriteriengerüst zu begrenzen. Das widerspreche nicht nur den gesetzlichen Planungsvor-

gaben, es würde auch die gesellschaftlichen Anstrengungen, 2045 klimaneutral zu wirtschaften, konterkarieren.  
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Die stete positive Entwicklung der FF-PVA, sowie die vergleichsweise gute Akzeptanz der FF-PVA ist ein Beleg für 

die gute Qualität der kommunalen Planung. Die Konzentrationswirkung ruft Konflikte hervor und geht mit Akzep-

tanzproblemen einher. Die Einbindung der Akteure und der Bürger:innen vor Ort hat sich als Erfolgsmodell bewährt. 

Es ist am ehesten geeignet, Kulturlandschaften als gemeinsame Handlungsräume in Kooperation zu gestalten. 

Statt die Gestaltungsmöglichkeiten der Kommunen durch ein Kriteriengerüst einzuschränken, gilt es Möglichkeiten 

und Gestaltungsspielräume zu erhöhen. 

Die sogenannte Priorisierung der Entwicklung der FF-PVA auf vorbelasteten Flächen stellt keine geeignete Ant-

wort in der Frage nach dem raumverträglichen Ausbau dar:  

• Ohne die entsprechenden Potenziale zu beziffern, kann nach über 20 Jahren EEG, nicht pauschal da-

von ausgegangen werden, dass es ausreichend vorbelastete Flächen gäbe, um dem geplanten Ausbau-

bedarf an FF-PVA zu decken. 

• Flächen mit Vorbelastung sind in der Regel nicht konfliktärmer und können mit der Ziel-Priorisierung im 

Teilregionalplan bzw. dem Kriteriengerüst für FF-PVA auch nicht einfacher realisiert werden. 

Die „Gemeinsame Arbeitshilfe Photovoltaik-Freiflächenanlagen 2023“ steht in der Kritik, da sie u.a. in die kommu-

nale Planungshoheit eingreift.1 Der LEE hat dies bereits mehrfach kritisiert. Die Arbeitshilfe ist nicht rechtsver-

bindlich und darf durch den Teilregionalplan nicht als solches übernommen werden. 

 

Wir dürfen Sie höflich auffordern, unsere Stellungnahme im weiteren Planaufstellungsverfahren zu beach-

ten. Für einen zusätzlichen Austausch und Gespräche stehen wir jederzeit gerne zur Verfügung. 

 

 

 

 

 

Ansprechpartner 

LEE Berlin Brandenburg 

BWE Landesverband Berlin Brandenburg 

Sebastian Haase 

Geschäftsführer 

Telefon: +49 331 273 42 – 884 

Mobil: +49 157 78873185 

info@lee-bb.de  

 
1 Gemeinsam Arbeitshilfe Photovoltaik-Freiflächenanlagen (PV-FFA) – Gestaltungs- und Steuerungsmöglichkeiten für Kommunen im Land 
Brandenburg, Gemeinsam herausgegeben vom Ministerium für Landwirtschutz, Umwelt und Klimaschutz (MLUK), Ministerium für Infra-
struktur und Landesplanung (MIL) und dem Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Energie (MWAE), August 2023. 

mailto:info@lee-bb.de
https://mleuv.brandenburg.de/sixcms/media.php/9/Gemeinsame-Arbeitshilfe-PV-FFA.pdf
https://mleuv.brandenburg.de/sixcms/media.php/9/Gemeinsame-Arbeitshilfe-PV-FFA.pdf

